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Beschlussvorlage

zur Vorberatung im  Ausschuss fiir Planung, Verkehr und Stadtentwicklung

zur Behandlung im Gemeinderat

Betreff: Vorkaufsrecht bei Gewerbegrundstiicken
Bezug: 537/2017
Anlagen: 0

Beschlussantrag:

Beim Verkauf von Gewerbegrundstiicken wird die Stadt kiinftig ein Vorkaufsrecht fir alle weiteren
Verkaufsfalle im Grundbuch eintragen lassen.

Ziel:

Im Fall einer spateren WeiterveraulRerung eines ehemals stadteigenen Gewerbegrundstiicks méchte
die Stadt sich eine Einflussnahme durch Austibung des Vorkaufsrechts oder liber Gesprache im Vor-
feld eines Verkaufs vorbehalten, um stadtische Belange beim Verkauf von Gewerbegrundstiicken
geltend zu machen.



Begriindung:
1. Anlass / Problemstellung
Am 15.12.2017 (Vorlage 537/2017) hat die Fraktion AL/Griine den Antrag gestellt, dass sich

die Stadt kiinftig beim Verkauf von Gewerbegrundstiicken ein Vorkaufsrecht im Grundbuch
vorbehalten soll.

2. Sachstand

a)

b)

Status quo
Bei samtlichen Grundstilicksverkaufen wird von der Stadt bislang standardmaRig in den

Kaufvertragen eine befristete Bauverpflichtung vereinbart und diese mit einem im
Grundbuch eingetragenen Wiederkaufsrecht verbunden. Hierdurch soll sichergestellt
werden, dass das verkaufte Grundstiick vom Kaufer der gewiinschten Nutzung - Bebau-
ung bzw. Ansiedlung eines Gewerbebetriebs — zugefihrt wird. Im Fall eines VerstoRes
gegen die Frist der Bauverpflichtung oder eines vorherigen Verkaufs des Grundstticks in
unbebautem Zustand kann die Stadt das Wiederkaufsrecht austiben. Hierbei gilt der
beim Verkauf vereinbarte Kaufpreis als Rickkaufwert, so dass eine evtl. mittlerweile er-
folgte Wertveranderung des Grundstlicks keine Beriicksichtigung findet.

Nach Fertigstellung der Bebauung auf dem Grundstiick wird das Wiederkaufsrecht re-
gelmaRig geldscht, da die vertraglichen Verpflichtungen zu diesem Zeitpunkt erfllt
sind.

Dieses Instrument hat sich in der Vergangenheit bewédhrt, um das Ziel einer ersten
Verwendung des verkauften Grundstiicks sicherzustellen. Daher wird empfohlen dieses
Instrument beizubehalten. Eine weitergehende Sicherung tiber den Zeitraum der Bau-
fertigstellung hinaus, ist durch das Wiederkaufsrecht nicht abgedeckt, weshalb hierfiir
ein zusatzliches Instrument eingefiihrt werden misste.

dinglich gesichertes Vorkaufsrecht

Der Antrag 537/2017 beinhaltet die Bestellung eines dinglich gesicherten Vorkaufs-
rechts (§§ 1094 ff. BGB) zugunsten der Stadt, zur Sicherung eines spateren Zugriffs auf
das verkaufte Gewerbegrundstiick.

Grundsatzlich gelten fir ein solches Vorkaufsrecht folgende Regularien:

Das Vorkaufsrecht erlangt erst Wirksamkeit, nachdem ein Kaufvertrag zwischen dem
Grundstlckseigentimer und einem (Erst-)Kaufer abgeschlossen ist;

bei dessen Auslibung kommt ein Kaufvertrag zwischen dem im Grundbuch eingetrage-
nen Vorkaufsberechtigten — der Universitdtsstadt Tiibingen - und dem verkaufenden
Grundstickseigentimer zu den Bedingungen des zwischen dem Eigentlimer und dem
Erstkdufer geschlossenen Kaufvertrages zustande. Eine Abweichung von dem in diesem
Kaufvertrag vereinbarten Kaufpreis ist nicht zulassig!

Keine Wirksamkeit entfaltet das Vorkaufsrecht bei Verkdufen;

an kinftige gesetzliche Erben (§ 470 BGB) und im Wege der Zwangsvollstreckung bzw.
aus einer Insolvenzmasse; es sei denn der Verkauf erfolgt durch den Insolvenzverwalter
,aus freier Hand” (§ 471 iVm. § 1098 | BGB);

das Vorkaufsrecht ist dauerhaft und nicht zeitlich befristet;



c)

d)
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Die gesetzliche Frist zur Austibung des Vorkaufsrechts betragt zwei Monate ab Mittei-
lung des zwischen Eigentliimer und Erstkdufer abgeschlossenen Kaufvertrags an die
Stadt.

Bewertung

Als Erganzung des bislang bereits verwendeten Wiederkaufsrechts , das Vertragsver-
stoRe bis zur Bebauung und Verwendung sanktioniert und einen Riickkauf zum Aus-
gangspreis gewahrleistet, stellt das dartber hinaus wirksame Vorkaufsrecht ein zusatz-
liches Instrument zur Sicherung der Einflussmoglichkeit der Stadt bei der Verwendung
von Gewerbeflachen dar.

Zwar ist die tatsachliche Vorkaufsrechtsausiibung durch den Umstand, dass auf die
Kaufpreisgestaltung kein Einfluss genommen werden kann, eingeschrankt. So kénnen
insbesondere Preissteigerungen nicht begrenzt und auch spekulative Geschafte nicht
unterbunden werden. Aullerdem ist fraglich, ob die Kommune auch in finanziell schwie-
rigen Zeiten die Mittel fir einen Erwerb immer bereitstellen kann. Dennoch kann die
Moglichkeit zur Ausiibung des Vorkaufsrechts, insbesondere auch im Vorfeld eines Ver-
kaufs, der Stadt Einflussmoglichkeiten auf Vertragsgestaltung und Auswahl eines Kau-
fers geben.

Um die Sicherung im Grundbuch effektiv vorzunehmen zu kénnen, ist eine erstrangige
Eintragung des Vorkaufsrechts im Grundbuch notwendig.

Die Stadtverwaltung hat die Auswirkungen einer solchen Vormerkung auf den Belei-
hungswert und damit die Attraktivitat eines Grundstiicks mit einem Kreditinstitut und
zwei Wertgutachtern erortert. Aufgrund dessen, dass eine Wertbegrenzung mit dem
Vorkaufsrecht nicht verbunden ist, ist die Vereinbarung eines solchen im Grundbuch
erstrangig einzutragenden Vorkaufsrechts nur in geringem Malie finanzierungsschad-
lich.

Generell ist bei der Berechnung des Beleihungswerts des Grundstiicks mit einem gerin-
gen Abschlag von ca. 2-3 % des Verkehrswerts zu kalkulieren. Vor diesem Hintergrund
kann ein solcher Eingriff auch gegeniber einem Investor vertreten werden. Nach ersten
Erfahrungen bei aktuellen Verkaufsvorgangen von Gewerbeflachen konnte dieses Vor-
kaufsrecht bereits in die vertraglichen Regelungen aufgenommen werden.

Fristen fiir Ausiibung des Vorkaufsrechts

Die gesetzliche Ausschlussfrist fiir die Ausiibung des Vorkaufsrechts betragt, wie ausge-
fihrt, zwei Monate ab Mitteilung des zwischen Eigentiimer und Erstkdufer abgeschlos-
senen Kaufvertrags an die Stadt. Diese Frist kann im Rahmen der Bestellung des Vor-
kaufsrechts grundsatzlich langer ausgestaltet werden. Angesichts der notwendigen
Entscheidungswege, die aufgrund der Wertgrenzen in der Hauptsatzung regelmaRig
auch eine Beschlussfassung im Gemeinderat erfordern, wird empfohlen eine dreimo-
natige Frist vertraglich zu vereinbaren. Von einer langeren Frist wird jedoch abgeraten,
da den Vertragsbeteiligten eine langere Phase der Unsicherheit bei Kaufvorgdngen —
auch vor dem Hintergrund von anstehenden Finanzierungsentscheidungen etc. - nicht
zugemutet werden sollte.

Ergdnzend wird die Stadtverwaltung durch eine Klausel im Kaufvertrag auch darauf
hinwirken, dass spatere Verkaufsabsichten bereits vor Vertragsabschluss mit der Stadt
abgestimmt werden.

Entsprechend der Hauptsatzung ist flr die Austibung von Vorkaufsrechten zwischen
50.000,-- und 250.000,-- € der beschliefende Ausschuss; dartiber hinaus der Gemeinde-
rat zustandig. Bis 50.000,-- € liegt die Zustandigkeit beim Oberblrgermeister, was si-
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cherlich die wenigsten der anfallenden Falle betreffen wird.
Um hier kiirzere Entscheidungswege zu schaffen, wird alternativ angeregt, in diesem
Punkt eine Anderung der Hauptsatzung anzustreben.

Fazit

Durch die Bestellung eines Vorkaufsrechts im Grundbuch kann die Stadt ein weiteres In-
strument erhalten, um evtl. bei spateren Verkdaufen von Gewerbegrundstiicken eine Ein-
flussnahme Uber einen Vorkauf oder tiber Gesprache bereits im Vorfeld eines Verkaufs zu
erreichen. Dieser Eingriff ist angesichts dessen, dass keine Wertlimitierung bei der Preisge-
staltung erfolgt, gegeniiber Investoren eine vertretbare MalRnahme.

Dieses Instrument hat jedoch seine Grenzen in den oben dargestellten Einschrankungen
und den konkreten finanziellen Rahmenbedingungen, da einerseits Haushaltsmittel zu ge-
gebener Zeit bereitgestellt werden missen und dartber hinaus die Stadt auf den Preis der
kiinftigen VerduBerung keinen Einfluss nehmen kann.

Vorschlag der Verwaltung

Es wird vorgeschlagen, beim Verkauf von Gewerbegrundstiicken ein fiir alle kiinftigen Ver-
kaufsfalle geltendes Vorkaufsrecht im Sinne des § 1094 ff BGB an erster Rangstelle im
Grundbuch einzutragen.

Losungsvarianten

— auf die Bestellung eines Vorkaufsrechts wird verzichtet. Damit ist eine Einflussnahme
bei spateren Verkdufen nicht moglich.

— es wird ein Vorkaufsrecht mit Fixierung eines bestimmten Preises (z.B.: Preis bei Ver-
kauf der Stadt oder Verkehrswert) bestellt. Dies wiirde eine wertmindernde Regelung
darstellen, die sich sowohl auf den Verkaufspreis des Grundstiicks, als auch den Belei-
hungswert niederschlagen wiirde. Dies ware gegeniber Grundstiickskdufern regelma-
RBig nicht bzw. nur schwer durchsetzbar.

Finanzielle Auswirkungen

Auler geringfligigen Notargebiihren fir die Eintragung der Vorkaufsrechte ist mit finanziel-
len Auswirkungen grundsatzlich nicht zu rechnen.



	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	OLE_LINK3
	Anlage
	Beratungsfolge
	Typ
	SMC_BM_VOTEXT5
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung

